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Zur Lage.
In zwei süddeutschen Staaten sind am 12. Januar,

zum ersten Mal in der Wahlgeschichte dieser Länder mr
einem Sonntag , die Wahlen zur verfassunggebenden Lan -
desversammlung vorgenommen worden : in Württemberg
und Bayern . Die Wahlen in Württemberg hatten
ein Ergebnis , das demjenigen in Baden am 5 . Januar
in der Hauptsache recht ähnlich ist . Kennzeichnend ist das
starke Anwachsen der sozialdemokratischen Stimmen auf
Kosten der bürgerlichen Parteien mit Ausnahme des Zen¬
trums , dessen Wählerzahl verhältnismäßig gleich geblieben
ist ; die Zahl aller Wahlberechtigten zur Landesversamm¬
lung ist gegenüber den Wahlen von 1912 um etwa 2,7
Prozent gestiegen und um ebenso viel hat sich die dies-
malige Stimmenzahl des Zentrums gegen jene Wabl
vermehrt . Weitaus die stärkste Partei der Landesver¬
sammlung wird die der Mehrheitssoziäldemokratie sein,
die 52 Mandate oder 34,6 Prozent aller Sitze erobert
hat . Aber sie verfügt doch nur über ein starkes Drittel
aller Stimmen der Versammlung . Am nächsten kommt
ihr die Deutsche demokratische Partei mit 38 Abgeordneten
oder 25,3 Prozent , dann folgt das Zentrum mit 31 Ab¬
geordneten (rund 20,6 Prozent ) , die Bürgerpartei mit
dem Bund der Landwirte und Weingärtner , da deren
Wahllisten verbunden waren , mit 25 Mandaten (16,6 Pro-
zent) und in weitem Abstand steht die Partei der Unabh.
Sozialdemokraten mit 4 Mandaten (2,6 Prozent ) . Tie
häßlichen Austritte , die von den Unabhängigen in Stutt¬
gart in voriger Woche in der Absicht , die Wahl über¬
haupt unmöglich zu machen , in Heller Verblendung verübt
worden sind , haben jedenfalls nicht dazu beigetragen,
ihre Reihen zu stärken , ganz abgesehen von dem Wider¬
spruch , Wahlen Hintertreiben zu wollen und sich doch
an ihnen zu beteiligen . In der Landesversammlung wer¬
den die freien Berufe (Rechtsanwälte , Parteisekretäre,
Schriftsteller ufw. ) 47 Abgeordnete haben, Staats - und
Gemeindebeamte, Geistliche und Lehrer 44, die Landwirte
17 , die Arbeiterschaft 17, Industrie , Gewerbe und Handel
16 , das Handwerk 4 . Auch 13 Frauen werden in der
Landesversammlung sitzen und zwar von der Deutschen
dein . Partei 5, von der Sozialdemokratie 4, vom Zen¬
trum 3 und von den Unabhängigen 1 . Voraussichtlich
werden der Präsident der sozialdemokratischen, die Vize¬
präsidenten der demokratischen und der Zentrumspartei
entnommen . Die Eröffnung der Versammlung findet an:
23 . Januar nachmittags 4 Uhr statt.

In Bayern hat die Feststellung des Wahlergeb¬
nisses wegen der ziemlich umständlichen Wahlart einige
Sage in Anspruch genommen und es ist auch jetzt noch
unvollständig , da die Rheinpsalz erst am 2 . Februar
wählen kann . Einschließlich der Pfalz sind 163 Ab¬
geordnete zu wählen , wozu noch 17 Landesabgeordnete
kommen , die nach dem Verhältnis der abgegebenen Stim¬
men auf die Parteien verteilt werden . Im rechtsrheini¬
schen Bayern fielen nun einschließlich der Landesabge¬
ordneten auf die Bayerische Volkspartei (Zentrum ) 58,
auf die Mehrheitssozialisten 51 , auf die Deutsche Volks-
Partei (Liberale und Demokraten) 22, auf den Bayer.
Bauernbund 17 , aus die Nationalliberalen und Bayer . ,
Mittelpartei (Konservative und Bund der Landwirte ) 6
— nicht 10, wie der Telegraph zuerst irrtümlich gemeldet
hatte —, auf die Unabh . Sozialdemokraten ' 3 Mandate.
Auf das Zentrum entfallen demnach bis jetzt 36,3 Pro¬
zent (1912 43 Prozent ) , Sozialdemokratie 31,7 ( 27 ) ,
Deutsche Volkspartei 14 (21 ) , Bauernbund 10,9 (4 ) , Na-
tionallib . und Mittelpartei 3,7 (5 ) und die Unabhängigen
2,6 (—) Prozent der Kammersitze . Das Zentrum hat seine
absolute Mehrheit verloren , aber auch die Sozialdemo¬
kratie wird selbst im Falle einer Verbindung mit der
Deutschen Volkspartei nicht die Mehrheit haben. Die
ausschlaggebende Stellung nimmt der Bayer . Bauern¬
bund ein , der in verfassungspolitischen Fragen ebenso
weit links wie in kulturpolitischen und namentlich wirt¬
schaftlichen Fragen rechts steht . Daraus ergibt sich eine
eigenartige Kombination , eine bayerische Spezialität.

Am 19. Januar wird ganz Deutschland zur Wahl¬
urne schreiten , um die vielbegehrte und vielumstrittene
Deutsche Nationalversammlung auf die Beine zu bringen.

. Es werden nicht mehr so viele Parteien auftreten wie
früher . Die verschiedenen rechtsstehenden Parteien haben
sich zur Deutsch -nationalen Volkspartei — in Württem-
berg' Kürtt . Bürgerpartei — vereinigt , daneben geht in

Norddeukschland 8ie Deutsche Volkspartei (Nationallibe¬
rale ) , die Linksliberalen und Fortschr . Volkspartei er¬
scheinen als Deutsche demokratische Partei (in Bayern
Deutsche Volkspartei , die nicht mit der gleichnamigen Par¬
tei der Nationalliberalen in Nörddeutschland zu ver¬
wechseln ist) , das Zentrum heißt Christliche Volkspartei,
und die Sozialdemokratie erscheint in doppelter Gestalt
als Mehrheitssozialisten und Unabhängige . Die Trennung
vollzog sich bekanntlich erst während des Kriegs . Beide
Parteien werden getrennt Vorgehen . Die Spartakisten
wollen sich anscheinend an der Wahl nicht beteiligen,
was von ihrem Standpunkt aus wenigstens folgerichtig
wäre . Im ganzen werden etwa 2500 Kandidaten auf¬
gestellt sein , von denen 433 gewählt werden. Von den
bürgerlichen Parteien haben die Deutsch-Nationalen , Na¬
tionalliberalen und Zentrum vielfach ihre Listen verbun¬
den, die demokratische Volkspartei und die Sozialdemo¬
kraten gehen für sich allein vor . Die französische Dik¬
tatur hat Elsaß-Lothringen die Wahlbeteiligung nicht ge¬
stattet, die 12 reichsländischen Abgeordneten werden also
in Wegfall kommen. Wie es in Posen , das die Polen
„verwalten "

, sein wird , läßt sich noch nicht sagen. Wahr¬
scheinlich wird auch auf die seitherigen 18 polnischen
Vertreter des Reichstags verzichtet werden müssen.

In Baden , Württemberg und Bayern sind die Wahlen
zu den Landesversammlungen ohne Störungen verlaufen.
Freileich, an Versuchen dazu hat es bis zum Vorabend
nicht gefehlt, in Stuttgart und München ist sogar nicht
wenig Blut geflossen . Aber als die Störcfriede merkten,
daß die Regierungen auch Ernst machen können, da ließen
sie es auf weitere Geduldsproben lieber nicht ankommeu
und verhielten ', ' ch über,. die Webe ruhig . Di ? HiNl .ur-
auswiegler sind wenigstens zum Teil vorläufig Himer
Schloß und Riegel gesetzt , bis ihr erhitztes Blut sich wieder
etwas beruhigt . Hoffentlich kann auch die Wahl zur
deutschen Nationalversammlung ruhig vor sich gehen . In
Berlin ist der Hauptherd der Gegenrevolution so ziemlich
unterdrückt und der Spartakismus hat eine schwere und
blutige Niederlage erlitten . Aber tot ist er nicht . Er
wird jede Gelegenheit benützen , um den glimmenden Fun¬
ken wieder zur lohenden Flamme anzufachen und wo es
irgend möglich ist, auch die Wahlen zu Hintertreiben. In
Berlin wird es wohl kaum gelingen. Da hat man 5 Divi¬
sionen von auswärts herankommen lassen und die Ber¬
liner Garnison hat sich endlich auch auf die Seite der
Reichsregierung gestellt , als sie sah , daß es mit der
Herrschaft der Spartakisten zu Ende gehe . Der Haupt¬
führer Liebknecht ist auf der Flucht erschossen worden
und an der „blutigen Rosa" hat eine empörte Menschen - .
menge ^ barbarische Lynchjustiz geübt. Aber im Lande
Braunschweig , in Düsseldorf, Bremen , in der neuesten
„Republik Cuxhaven" und in einigen anderen Städten
üben die Spartakisten noch ihre uneingeschränkte Gewalt¬
herrschaft aus und es ist wahrscheinlich , daß sie es dort
nicht zum Wählen kommen lassen.

Es muß doch aber endlich einmal wieder zu ge¬
ordneten und gesetzlichen Verhältnissen im Reich kommen.
Sollen wir denn weiter von Esten, Liven, Polen und,
Tschechen Schindluder mit uns treiben lassen ? Leider
erfährt man über die trostlose Lage im Osten immer noch
blutwenig , und was tropfenweise amtlich bekannt gegeben'
wird , das ist meist unverständlich. Endlich hat man er¬
fahren , daß die Polen die preußische Provinz Posen in
polnische Verwaltung genommen haben . Das ist aber
schon vor einiger Zeit geschehen, denn schon vor 14 Tagen
wurde in einer an Naivität grenzenden amtlichen Meldung
ganz kurz mitgeteilt , der Oberpräsident und der Regie¬
rungspräsident von Posen seien „zurückgetreten" . Sie
sind von den Polen davongejagt worden . Eine Handvoll
deutscher Freiwilligen liefert den polnischen Heeren da
und dort verzweifelte Gefechte, die eigentlichen Truppen
aber rühren sich nicht oder verweigern den Dienst, wie nun
leider aus einem Bericht der Obersten Heeresleitung be¬
kannt wird . Die deutschen Besatzungstruppen im fernen
Osten sind von der Heimkehr auf dem Landweg abge¬
schnitten , werden von dem feindlichen Gesindel oft bis
aufs Hemd ausgeraubt und müssen die gnädige Heim¬
beförderung von unseren Feinden erbetteln . Die Reichs-
rWierung hat nun wohl einen Aufruf zur Bildung von
Freiwilligenkorps zum Schutz der Ostgrenzen und
zur,,Hilfe für die ab geschnittenen Kameraden erlassen, aber
viel Erfolg scheint der Aufruf nicht gehabt zu haben.
Sind denn für diese doch nicht ganz unwichtigen Zwecke
keine regulären Truppen in Deutschland mehr aufzutrei-
ben ? Die Nationalversammlung wird da doch der Sache
ans den Grund gehen müssen , wenn es nicht zu spät ist.

Sie soll an : 6 . Februar einberusen werden und wird
ihre eigentliche parlamentarische Tätigkeit wohl kaum vor
Mitte Februar beginnen können.

Auf dem Gebiet der Steuergesetzgebung war-
len der Nationalversammlung schon zwei wichtige Ent¬
würfe : die außerordentliche Kriegsabgabe für 1919 und
die Abgabe von Vermögenszuwachs während des Kriegs.
Der erstere Entwurf kommt nur in Betracht , wenn die von
der Regierung in. erster Linie ins Auge gefaßte allge¬
meine große Vermögensabgabe , von der Nationalversamm¬
lung abgelehnt würde . Dann würde im Anschluß an die
gleiche Besteuerung im Vorjahr von dem im letzten Kriegs¬
jahr erzielten Mehreinkommen (gegenüber dem letzten
Friedensjahr ) eine Abgabe von 5 bis 50 vom Hundert
je nach Höhe des Mehreinkommens erhoben und dam
vom Vermögen eine Abgabe von 1 bis 5 vom Taufend.
Da aber kaum zu bezweifeln ist, daß die allgemeine Ver¬
mögensabgabe die Zustimmung der Landesversammlung
findet , dürfte die Neuauflage der vorjährigen Kriegs¬
steuer entfallen . Wichtiger ist Pas Gesetz über die Abgabe
vom Vermögenszuwachs oder dem Kriegsgewinn.
Hier sind die Steuersätze für größere Gewinne derart
gestaffelt, daß tatsächlich der ganze Kriegs gewinn, und
wenn er viele Millionen betrüge , in den Reichssäckel
wandert , — wmn noch etwas zu finden ist. Der Krieas-
gewimr, vom Jahr 1914 bis 1913 gerechnet, wird in
der Höhe von 10 OM bis 500 OM mit einer stufenweise,
steigenden Abgabe von 10 bis 80 vom Hundert belastet.
Jeder Betrag , der über 500000 Mark hinausgeht , muß,
bis auf den letzten Pfennig an die Reichskasse abgeführt
werden . Hat jemand 10000 Mark Kriegsgewinn d . h.
einen um so viel über einen gewissen Geschästsertrag in ^
Friedenszeiten übersteigenden Gewinn gemacht , so bezahlt
er 10 Prozent oder 1M0 Mark an die Reichskasse , bei
ÜOOOOO Mark 30 5M Mark , bei 200 000 Mark 80 5M
Mark , von 3 bis 500000 Mark 80 Prozent , also bei
einem Gewinn von 500000 Mark 300 5M Mark , es
bleiben dem Kriegsgewinnler also , da, wie bemerkt, jeder
Gewinn von 5M0M Mark ab höher ganz abgeliefert
werden muß , im höchsten Fall 199 5M Mark , einerlei
ob er einen Gewinn von 5M OM Mark oder 50 Millionen
Mark hat . Anschaffungen von Wertgegenständen über
5000 Mark werden in den Gewinn eingerechnet, müssen
also ebenfalls entsprechend versteuert werden . So steht
die Sache auf dem Papier . Wie es in Wirklichkeit ist,,
ist .eine andere Frage . Zwar trifft das Gesetz Vorkeh¬
rungen gegen den Versuch, Vermögensteile auf die Seite
zu schaffen und der Abgabe zu entziehen, aber es wird
da in vielen Fällen gehen wie bei den Verordnungen
'gegen das Hamstern und die Schwarzschlachtungen. Die
einen erwischt man , die anderen nicht, und diese letzteren
brauchen nicht gerade immer die unbedeutenderen zu sein.
Sodann aber darf nicht übersehen werden, daß ein großer
Teil wenigstens derindustriellen Kriegsgewinne durch!
die Verkürzung der Arbeitszeit und die erhöhten Löhne
— was bei Krupp z . B . eine tägliche Belastung von ^
W/s Millionen ausmacht — aufgezehrt worden ist . Beim
Ertrag der Kriegsgewinnabgabe für das Reich wird das
sehr ins Gewicht fallen.

In Trier sind am 15 . Januar die Verhandlungen
Mer die Verlängerung des Waffenstillstands um einen
Monat bis zum 17 . Februar geführt worden . Staats¬
sekretär Erzberger überreichte dem Marschall Foch
einen schriftlichen Protest gegen die übertriebenen , uner¬
füllbaren Forderungen der Verbündeten und die unmensch¬
liche Behandlung Deutschlands . Aber genützt hat der
Protest nicht viel . Die Galgenfrist von einem Monat
mußten wir , wie zu erwarten war , sehr teuer erkaufen.
Zur „Strafe "

, daß wir das Eisenbahnmaterial nicht voll¬
zählig zur rechten Zeit in tadellosen: Zustand — nach
4Vi>jährigem Kriegsgebrauch ! — abgeliefert haben, müssen
wir weitere 5M Lokomotiven und 19000 Wagen (zu
den ersten 5000 Lokomotiven und 160000 Wagen hin)
hergeben. Da aber die Verbündeten auch Menschen sind,
so wollen sie, da sie die Unmöglichkeit der Erfüllung
dieser neuen Auflage einsehen , ein übriges tun und in'
ihrer Herzensgüte uns gestatten, die 500 Lokomotiven
und 190 .00 Wagen durch landwirtschaftliche Ma¬
schinen zu ersetzen, nämlich durch 4M vollständige Dampf¬
pflüge mit allem , was dazu gehört , 6500 Sämaschinen,
6500 Dungerstreumaschinen , 6500 Pflüge , 6500 Brabant¬
pflüge, 12500 Eggen, 6500 Messereggen, 25M Stahle
walzen, 25M Großkills (Wenden) , 2500 Grahmähma-
schinen, 25M Heuwender, 3000 Bindmäher — alles in
tadellosem Zustand . Mit anderen Worten , es soll nicht
nur unser Eisenbahnwesen ruiniert , sondern auch die Land-



-- tt ' üM zugrunde gerichtc : werden.. Dir abvcrlang cn
aschinen werden schwer ans ' utreiben sein , und mit Wel¬

ten Hilfsmitteln sollen dann unsere Landwirte arbeiten?
Die Betriebe sind ohnedies in Beziehung auf Geräte,
Düngung ustv . der Nachhilfe bedürftig . Neue Maschinen
werden erst nach einiger Zeit zu beschaffen sein ; es muss
eben so viel Dringendes neu beschafft werden und dazu
nimmt oder verweigert uns der Feind die Rohstoffe. Und
was werden die neuen Maschinen kosten ! Es geht gar
nicht anders , als daß sie samt und sonders vom Reich
beschafft werden. Die Landwirtschaft ist dazu von sich
aus außerstande , es wäre auch eine Ungerechtigkeit , die
Kosten der Verlängerung des Waffenstillstands die Land¬
wirtschaft bezahlen zu lassen . Die Großmut unserer
Feinde , das muß man sagen , kann einem das Blut in
den Adern erstarren machen . Nebenbei wird auch das
rechtsrheinische Gelände von Straßburg besetzt und die
neutrale Zone entsprechend weiter ins Badener Land
hereingeschoben . Einige andere Bestimmungen räumen
dem Feind weitere Gelegenheiten, sich in deutsche Ver¬
hältnisse einzumischen , ein . Die Forderungen sind von
der deutschen Kommission angenommen und der Vertrag

am Donnerstag nachmittag unterzeichnet worden . An
Schädigungen will Marschall Foch , wie Staatssekretär

ist werger mitteilte , für Frankreich „nur " 60, für Belgien
Milliarden Mark verlangen . Wie wir das bezahlen

solle '-: , ist vorläufig noch nicht ganz klar.

Liebknechts Ende.
Äerstm , 17 . Jan . Ueber den Tod Liebknechts

und Rosa Luxemburgs wird gemeldet : Liebknecht
war Mittwoch abend in Wilmersdorf bei einer be-
' 'wlmdeten Familie verhaftet worden. Da der Verhaftete
l -- wuete, Liebknecht zu sein , wurde er nach dem Eben¬

ste ! zu einer dort sitzenden Wache gebracht. Auch dort
lang die Feststellung nicht in vollem Umfang . Aus

t Mm Grund sollte er in einem Auto zum Untersuchungs¬
gefängnis gebracht werden. Dieses Auto erlitt im Tier¬
garten einen Schaden. Es herrschte bereits vollständige
Dunkelheit, und die Soldaten fragten Liebknecht, ob er
warten wolle, bis das Auto wieder in Ordnung sei, oder
ob er zu Fuß gehen wolle. Er entschied sich für das
Gehen. Auf diesem Wege machte Liebknecht mitten im
Tiergarten einen Fluchtversuch . Die ihn begleitenden
Wachmannschaften forderten ihn dreimal zum Stehen auf
und schossen dann in das Dunkel hinein . Eine dieser
Kugeln hat Liebknecht tödlich getroffen.

Während Liebknecht abtransportiert wurde, wurde
Rosa Luxemburg vernommen . Nach dieier Verneh¬
mung sollte sie gleichfalls nach dem Untersuchungsge¬
fängnis gebracht werden . Eine Menschenmenge, die sich
vor dem Hause angesammelt hatte , stürzte sich auf sie
und schlug sie nieder . Bewußtlos wurde Frau Luxemburg
in das Auto getragen . Als der Wagen anfuhr , um die
Bewußtlose fortzubringen , sprang ein Mann auf das Tritt¬
brett und gab dabei einen Schuß auf die Bewußtlose ab.
Als der Wagen sich dem Tiergarten näherte , stürzte
sich die Menge auf das Auto , riß Frau Luxemburg ausi
dein Auto heraus und verschwand in der Dunkelheit. Eh
ist noch nicht festgestellt , ob Rosa Luxemburg befreit bzw.
aus fdie Seite geschafft werden sollte oder ob die Leiche
in den nahen Landwehrkanal geworfen worden ist . Bis
jetzt ist die Leiche noch nicht gefunden. (Rosa Luxemburg
war eine russische Jüdin , die wegen nihilistischer
Umtriebe in früheren Jahren von der rus¬
sischen Polizei verfolgt wurde . Sie floh nach
Deutschland und heiratete , um nicht ansgnviesen zu wer¬
den , einen Arbeiter namens Lüoeck , von dem ne sich

Politische Briese
an meine Tochter.

Den 20 . Dezember 19 l8.
Liebe Else!

Du meinst , es gebe jetzt nur noch zwei Parteien , eine
sozialdemokratische und eine demokratische, alles andere Habs
sich mit der letztem zusammestgeran ; und fragst : Was für
Ziele hat die Demokratie und wks für die Sozialde . okiatie?
Du hast recht, wenn Du der Ansicht bist, daß es wegen des
Wählens notwendig sei, daß man darüb-r unterrichtet ist.
Zweimal notwendig ist es für Frauen , weil diese sich im
großen Ganzen um Politik nicht gekümmert haben, da es
eine Märmersache war . Jetzt haben die Frauen wie die
Männer das Wahlrecht vom vollendeten 20 . Lebensjahr an.
Sie haben es aber nicht auf gesetzlichem Wege erhalten,
sondern durch eine diktatorische Maßnahme der sozialdemo¬
kratischen provisorischen Regierung. Es kann also wohl sein,
daß die Sache in der neuen Verfassung eine Aenderung er¬
fährt , wenn auch das Wahlrecht der Frauen zweifellos bleiben
wird . Daher ist es notwendig, daß die Frauen über die
politischen Parteien aufgeklärt werden , dies noch ganz be¬
sonders aus dem Grunde , weil sie mit einer der Parteien
wählen müssen, also nicht einen oder einige beliebige Racnen
aussuchen und aus den Stimmzettel schreiben dürfen , sondern
einen von einer anerkannten Partei abgegebenen Stimm¬
zettel ahne irgend welche Abänderung in die Wahlurne legen
müssen . Die neue Wahlsorm heißt Verhältniswahl . Sie ist
in Württemberg als Proportionswahl ( „ Proporz ") schon
neben der früher üblichen bei der letzten Lar.dtagswahl (ich
meine im Jahr 1911 ) angewrndel worden. Man will da¬
mit erreichen, daß auch Minderheiten ihre Vettrcter für den
Land - oder Reichstag erhalten können . Denke Dir einen
Wahlbezirk, worin zwei Parteien für ihren Kandidaten (Be¬
werber um das „ Mandat " — den Auftrag , den Bezirk im
Reichs- oder Landtag vertreten zu dürfen) je soviel Stimmen
abgeben, daß es zur Stichwahl kommt , dann wird bei der
Stichwahl derjenige , der die meisten Stimmen , (die „ absolute
Mehrheit ") für sich hat, der Volksvertreter oder „ Abgeordnete"
werden. Die eine Partei hat dann gesiegt und die andere
Partei ist ohne Vertreter . Gehl es so durchs ganze Land¬

aber gleich nach der Zivittrauung wieder trennte , auch
den Namen Lübeck legte sie alsbald ab . In der foffa ' i-
stischen Bewegung Deutschlands vertrat sie mit Liebknechr,
Anita Augspurg , Klara Zetkin u . a . den äußersten linkere
Mgel . ) , , , . . ^ . ff

Gestern mittag fand eme gememMne Besprechung
des Rats der Volksbeauftragten uich des Zentralrats
betreffs der durch den Tod Liebknechts und Rosa Luxern-
burgs geschaffenen Lage statt . Die Vorgänge wurden
schärfstens verurteilt und Untersuchung sowie strenge Be¬
strafung der etwaigen Schuldigen besohlen.

Berlin , 16 . Jan . Die Gardekavallerieschützcndivi-
sron teilt mit : Zur Feststellung , ob die Führer der
Begleitmannschaft von Tr . Liebknecht und Rosa Luxem¬
burg ihre dienstliche Pflicht erfüllt haben , ist die kriegs¬
gerichtliche Untersuchung eingeleitet worden . Ter die
Begleitmannschaften der Frau Luxemburg befehligende
Offizier ist vom Dienst suspendiert, bis klargelegt worden
ist, warum er znm Schutze der Frau Luxemburg nicht
das Publikum von der Waffe Gebrauch gemacht hat.

Die „Voss. Ztg .
" schreibt : Liebknecht und Rosa Lu¬

xemburg haben auf das denkbar schwerste gesündigt. Ueber
ihre Bestrafung hätte nur ein ordnungsmäßiges Gericht
entscheiden dürfen.

Die „Berliner Morgenpost " schreibt : Tie Behand¬
lung, die Liebknecht widerfahren ist, mag verdammens-
wert sein und erst recht ist das Vorgehen der erregten
Menge gegen Rosa Luxemburg auf das schärfste zu
mißbilligen . Wer die einfachste Gerechtigkeit gebietet
auch hervorzuheben, daß beide eine ungeheure Blu t-
schuld auf sich geladen hatten . Scheidemanns erste
Regrerungshandlung im Kabinett des Prinzen Max war,
daß er die Befreiung der Beiden durchsetzte. Sie haben
chm das schlecht vergolten . Ein so tolles Benehmen,
wie sie von der Stunde ihrer Entlassung ab bis in die
letzte Woche hinein gezeigt haben, kann sich keine Regie- ,
rungsgewalt bieten lassen.

Neues vom Tage.
Trier , 17 . Jan . StaatssekretärErzberger be¬

richtet : Als die von Erzberger überreichte Protestnote
gegen willkürliche Verletzungen der Abmachungen durch
die Verbandsbeauftragten verlesen und abschnittweise vom
Dolmetscher übersetzt wurde , hörte Marschall Foch ge¬
spannt zu . Schließlich sagte er , er sei ganz über¬
rascht, daß von ihm ( Foch ) gegebene Zusagen nicht ge¬
halten worden sein sollen. Er verlange ganz genaue An¬
gaben . Erzberger erwiderte , er habe durch General Winter-
feldt dem französischen Bevollmächtigren in Spaa , General
Nudant, täglich eine Menge von einzelnen Beschwerden,
so über die Regelung des deutschen Eisenbahnpersonals,
zwecks Weitergabe an Foch. zustellen lassen ; wenn Fochi
davon keine Kenntnis erhalten habe , so seien die Angaben
'eben nicht weitergegeben worden . Foch verlangte
weitere Einzelheiten , worauf Erzberger versprach, soweit
es in Trier möglich sei, sofort Material zusammenstellen
und nachmittags dem franz . General Wevgand überreichen
zu lassen.
! Erleichterungen.
I Berlin , 17 . Jan . Der „Vorwärts " berichtet, die
^feindlichen Generale der Waffenstillstandskommisston ha¬
ben sich veranlaßt gesehen, in der Ablieferung land¬
wirtschaftlicher Maschinen Erleichterungen zuzugestehen.
— Man wird gespannt darauf sein dürfen , in was die
Erleichterungen bestehen . . M

oder Reich, so ist die Anzahl der Wähler sämtlicher Minder¬
heiten , die zusamrnengenommen der Mehrheit nahezu gleich-
kammen kann , im Parlament nicht vertreten. Die Vectättnis-
wahl steuert diesim Mangel dadurch , daß sie sich aus» ganze
Land oder Re :ch besieht , nicht nur auf den einzelnen Wahl¬
kreis . Man bat daher ans seinen! Stimmzettel ruchc nur
ein >ge oder welche , sondern eine ganze Anzahl von Kandi¬
daten zu wählen . Wieviel jeder Partei zukommen, das
machen die Paiieien unter sich aus.

Die Verhältnis - oder PartsiAahl ist aber auch notwendig
wegen unserer republikanischen Staatsvermfsimg . Ich könnte
auch sagen : wegen der demokratischen Verfassung des neuen
Staates . Wir wollen ja einen reinen Vo '.ksstaal . Demos
heißt Volk . Im ersten Brief habe ich Dir auseinandergs-
setzt, daß zum Volk nicht bloß d -e un sren sog . „ breiten
Massen"

, sondern auch dis oberen Stände , die Adeligen und
die Fürsten gehören . Sie werden als Aristokraten bezeichnet,
Man kann auch von .. Geistes -Anstokralen "

, den Hochge¬
bildeten und deshalb Hochgestellten sprechen. Doch hat das
hier nicht viel zu sagen . Das von Bismark aufgebaute
deutsche Reich hat beide Teile des Volkes gleichmäßig be¬
rücksichtigt. Er hat sämtliche regierenden Fürsten (oder
Regierungen, also auch die republikanischen . freien Städte ")
im Bund -srat durch eine ihrer Größe entsprechende Anzahl

. von Btt>'.r °sr»tsmitgli»drrn vertreten lassen . Ebenso lieh er
einer d -r Volkszahl ungefähr entsprechenden Reichstag durch
das Volk selbst direkt durch Abstimmung wählen. Man hatte
dann in ;edem Land wieder ein Zweikammersystem . Der
Landesfücst und im Reich der Kaiser stand über beiden
(vertreten durch den Kanzler oder den Ministerpräsident.)
Tie Min -per als Vertretung des Kaisers, die er selbst zu
bestimmen batte, bildeten die eigentliche Regierung . Sie be¬
sagten die Regierungs - und Verwaltungsgeschäfteund wurden
darin von Bundesamt und Reichstag beraten. Was - der
Reichsta, beschließt, kann erst zum Gesetz » erden , wenn der
Bund -srat zu stimmt . Ebenso ist bei der I . und 2 . Kammer
in Württemberg, beim Herren- und Abgeordnetenhaus in
Preußen , Pie Bismark'

sche Verfassung geht also aus zwei
Füßen . Der Monarch und das Volk in seinen beiden Ver¬
tretungen kommen zur Geltung . Das war die konstitutionelle' Monarchie. Die Revolution hat sie gestürzt . In ihr hatte

Wahlrede Scheisemarms.
WTB . Kassel , 17. Jan . Gestern sprach der Volks-

beauftragte Scheibemann in einer sozialdemokratischen
Wählerversammlung in Kassel . Ueber den Tod Liebknechtsund der Rosa Luxemburg sagte er, der beklagenswerte
Vorfall müsse aufgeklärt werden und wenn sich irgendwoeine Schuld ergebe, werde strenge Strafe folgen. Er (Schei¬demann ) müsse im Amt bleiben, denn ein Regierungs¬
wechsel würde den Untergang des Landes bedeuten. Das
Volk würde eine Spartakusregierung keine L4 Stunden
ertragen . Die neuen schweren Waffenstillstandsbedingun-
aen werden Dw' Ochst' " d 7,' ll ^ » hrz-lwte hinaus rnr
vomgett Ohnmacht verurteilen . Wenn die EntentemätW
glauben , Deutschland für alle Zeiten ruinieren zu müssen,
so mögen sie auch selber die Verantwortung tragen . Ein
hungerndes Deutschland sei der Boden , über den die bolsche¬
wistische Welle hinweggehe, ohne an den Grenzen Frank¬
reichs und Englands halt zu machen. Die denkst'
Fr

ne
^ ied -ensabordnung werde nach dem Beschluß der Ne
gierung von Graf Brockdorf - Rantzau und Schei-
d e m ann geführt , um der Welt zu zeigen , daß im soziali¬
stischen und demokratischen Deutschland ein neues Regi¬
ment bMrhe . Für die deutsche Abordnung werde nur
das Wüjvnsche Programm in Frage kommen.

Berlin , 17 . Jan . Wie wir zuverlässig hören,
hat sowohl das Reichswirtschaftsamt wie das Reichs¬
ernährungsamt die neuen Bedingungen der Entente für
die Verlängerung des Waffenstillstandes, soweit sie die
Lieferung von landwirtsch aftlich en Maschinen
und Geräten betreffen, für undurchführbar erklärt.
Die Aufgabe Ser deutschen Fricdrmsabordmmg.

Berlin, ^ 17 . Jan . Tie Reichsregierung hat in
ihrer letzten Sitzung die Richtlinien der unter Führung
Scheidemanns und des Staatssekretärs Grafen v . Brock-
dorff-Rantzau zu bildenden Abordnung für den Friedens¬
kongreß ausgestellt. Darnach stellt sich die deutsche
Abordnung auf den Standpunkt des Wilsonprogramms.
Sie wird sich der Fortführung des Wirtschaftskriegs
nach Friedensschluß widersetzcn . Es soll aus eine mög¬
lichst gleichmäßige Regelung der Frage des Arbeiter¬
schutzes und der Arbeiterversicherung auf der Grund¬
lage der vom letzten internationalen Kongreß gefaßten
Beschlüsse in allen Staaten gedrungen werden . Ein
weiterer Punkt betrifft die gegenseitige Abrüstung , die
von Deutschland nach dem Waffenstillstandsvertrag be¬
reits vollzogen ist. Ferner wird die Freigebung der
deutschen Gefangenen und die Herausgabe der Kolonien
im Rahmen des Wilsonschen Programms verlangt wer¬
den . Jn ^

Europa und Vorderasicn wird der Grundsatz!
des Selbstbestimmnngsrechts der Völker anerkannt , aber
ebenso zugunsten des deutschen Volks besonders für
Elsaß-Lothringen und in der polnischen Frage bean¬
sprucht . Mit allen Kräften soll für die Errichtungdes Völkerbunds und der internationaler ! Schicdsgcrickffs-
barkeit einqetreten werden.

Durchsuchung der russische« Botschaft.Berstrrr , 17 . Jan . Gestern durchsuchte eine Pa-rrmnlie me NojficMsj). linder eines
zur Verstärkung herbeigernfenen Zuges von 50 Manndes Franzerregrments drangen die Soldaten in die Bot-
Ichaftsräume ein und fanden hier vier Russen, welche ineinem der Säle beim Abendbrot fasten . Große Mengenvon Lebensmitteln wie Fleisch , Konserven, Wurst , Käse,
Zucker nn Werts von etwa 15 000 Mk . wurden vorae-cunden .

^
Ferner tausende von ruffischen Zigaretten und

Zahlreiche pakete mit Tabak , auch große Geldbeträge.
WI !«!! > . . . . . . » IW . '

die Demokratie auch mittusprechsn . deswegen hat es schon
immer eine demokratische Patter gegeben . Jetzt soll die reine
Demokratie zur Durchsuchung kommen . Aus dem Volk als

i der „ breiten Masse " soll der Wille zum Staat hervorgeholt
werden . Man nimmt an , daß das Volk in seinen untern
und Mittlern Ständen 90—95 P : oz . des ganzen Volks aus-
maLen . Die restlichen lO oder 5 Proz . sollen eben außer
Betracht bleiben oder sich nach unten hin anschließen . Kaiser
und regierende Fürsten kann es in der Republik deshalb
nicht mehr geben . Das Volk wählt also seine Abgeordnete
durch die Parteienrvcchlzettel . Sind die Parteimänner gewählt,
so wählt die Partei für sich ihre Führer . Aus den Partei¬
führern wird durch Mehrheitsbeschluß das Ministerium ge¬
wählt . Oder wählen dis Parteiführer den Präsisenten und
dieser bestimmt einen Führer aus der Mehrhe tspartei , der
dann a«s den übrigen Führern sich ein Kabinett bildet . Wie
das im einzelnen gemacht wird, best ürmt d -e Verfassung . Die
Hauptsache ist , daß die Minister eben ans dem Reichstag
genommen und von diesem mit Rücksicht auf die Pattsistäcke
bestimmt werden . Das heißt man Parlamsittarismus . Hier
ist d >e Regieruuz oder Obrigkeit aus dem Volkswillen hec-
vorgegangen. Pie steht und fällt mit diesem. Deshalb sagt
man , der „ Obrigkeitsstaat" sei beseitigt und an seine Stelle
der Volksstaal getreten.

"
.1 u r 0- ec nach wie vor eine

Obrigkeit brauchen , so ist dw st . -ewmst nicht genau. Ebenso
pho- sentzafl llmzt es , wenn g ff '. zt wird, das Volk habe nun
sein Recht erhalten oder es regiere sich selbst. In der Po ittk
scheinen solche Schlagmörter unvermeidlich zu sein, nicht zu
ihrem Vorteil . Man sucht damit nicht auf den Verstand,
sondern auf das Begehren einzuwirken . Man will für die
Partei «.-erben , damit ihr Anhang möglichst groß werde . Je
mehr Abgeordnete eine Partei stellt , um so mehr hat sie
andern Parteien gegenüber zu gelten . Aus den Parteien
werden die Minister genommen , dis größte Partei stellt den
Präsidenten . Wir haben also in Zukunft eins Parteiregierrmg,
deshalb haben die Wahlen und die Parteien vielmehr zu
bedeuten als früher. - Weil man sich eine Pattei auswählen
muß so isi durchaus notwendig, daß man dis Parteien , ihre

. Grundsätze und Farderrmg , d . h . ihr Programm kennt.
I Damit genug für heute.
> Es grüßt Dich herzlich Dein Vater.



Der vsutsH -Po.ni ' che Krieg.
Brombrrg , 16 . Jan . (Amtlich. ) Gestern nach¬

mittag sprengten polnische Banden Bahn- und Straßen¬
brücke südlich Netzwalde . Tie Nacht verlies ruhig.

Danzig , 17- Jan. Tie Polen rufen alle Männer
zwischen dem 18 . und 42. Lebensjahr zu den Waffen.

Batocki Bolkswehrmamr.
Königsberg , 16 . Jan . Oberpräsident von Ba¬

lve kr erläßt einen Ausruf zum freiwilligen Eintritt
in die ostpreußische Volkswehr , an dessen k Schluß , es
heißt : Weil die Zeit weniger ermahnende Worte als
beispielgebende Tatsachen erfordert , werde ich selbst an¬
fangs Februar, wo ich mit dem größten Teil meiner
Amtsgeschäfte vorläufig wohl fertig sein werde und wo
es an der Grenze wohl ernst werden wird , trotz mei¬
ner 51 Jahre in die Bolkswehr eintreten und zwar , da
es mir an der zur Truppenführuug vor dem Feind
nötigen Grunderfahrung fehlt, als einfacher Soldat.

Tie Linie Riga—Dünaburg— Wilna ist von 50 000
Mann bolschewistischer Truppen überschritten worden.
Eine wesentliche Verstärkung dieser Truppen ist vor¬
erst unmöglich, solange die Sovjetregierung an den
verschiedenen Fronten um ihr Bestehen kämpfen muß.
Trotzdem besteht für Ostpreußen die schwerste Gefahr
völliger Ueberslutung und Vernichtung , wenn nicht alle
waffenfähigen Ostpreußen dem Ruf zum Eintritt
vt die freiwillige Bolkswehr schleunigst folgen.

RauSzüge dev Spartakisten.
Duisburg , 16. Jan . Im Laufe der Unruhender letzten Woche hat die hiesige Spartakusgruppe die

Uebernahme der öffentlichen Gewalt , die Handhabung
des Sicherheitsdienstes , die Absetzung von Beamten und
die Auslösung des ArbeiterratZ gefordert . Diese Forde¬
rungen sind von der Stadtverwaltung im Einvernehmenmit dem Arbeiterrat abgelehnt worden. Es wurde der
Spartakusgruppe „nur" zugestanden, in dem von ihr
besetzten Haus der „Bolksstimme" eine Hanswache zuhalten. Diese Hauswache sollte jedoch das Haus be¬
waffnet nicht verlassen. Schon am folgenden Tag wurde
diese Abmachung durchbrochen . Es ist festgestellt , do st
dis Wache aus Grund eines vorbereiteten Plans bewaff¬net in einem Auto einen Bandenraubzug in die Um¬
gebung veranstaltete , wobei sie in Angermüude die
Stationskasse und das Postamt beraubte und Lebens¬
mittelgeschäfte plünderte . Infolgedessen wurde die Wache
heute entwaffnet nnd aufgelöst. Damit ist die Ruhe und
Ordnung in Duisburg völlig wiederhergestellt. Tie
,,Bolksstimme" ist heute wieder an ihren alten Besitzer
Wergegangen.

Besstmng von Duisburg.
Duisburg , 16 . Jan .. Als Bortruppen der ange-

kündigten feindlichen Besatzung sind heute 6 Offiziere
(Franzosen , Belgier, Engländer und Amerikaner) mit
zunächst 25 Mannschaften hier eingetrofscn. Im Falleweiterer Unruhen ist die allgemeine Besetzung von Duis¬
burg angcdroht.

Hrrmbsru, 16. Jan . Heute morgen sind Negie-
rungstrnppen in Stärke von etwa 50 Mann in die
Kolonie der Stadtanlags Lohberg eingczogen, um in
den Häusern Nachsuchnngen nach Waffen der Sparta¬
kisten vorzuuehmen . Tie Spartakisten , an der Spitzeder Arbeiterrat, sind in die Grube emgesnhren und
haben die B lezstha

't von e :wa 2000 Mann gezwungen,die Arbei : mederznlegerr. Die Spartakisten bewaffneten
sich danach mit Maschineingewehren und Handgranatenund stellten Patrouillen rund um den Ort auf . Tie
Regierungstruppen sind nach Tinslage abgezogen.S' fseu , 17 . Jan . Ter Bergbauverein in Essenhat an den Bolksbeanstragten Ebert in Berlin ein Tele¬
gramm gerichtet, in dem es heißt : Ter größte Teil der
Belegschaften sieht sich mit Entrüstung an der Fortsetzungoder der Wiederaufnahme der Arbeit verhindert . Tie
öffentlichen Gewalten versagen vollständig . Wir bitten
im Interesse der Arbeitswilligen , von dort aus fürA '

Hilfe und Wiedergutmachung der eingetrctenen Schäden
sorgen.

Der Völkerbund.
Paris , 17. Jan . Ter von Clemenceau ernannteAu sschuß hat fünf Berichte über den zu gründendenV Verbund ausgearbcitet, die zurzeit der Beratung durch1i ' Verbündeten unterliegen . (Clemenceau wünschte ei-»

s tlich keinen Völkerbund, sondern ein Bündnis der
ker, dessen Zweck die Niederhaltung Deutschlands

wo. e.)
Oberst House ff.

Paris , 17 . Jan . Nach einem in Paris einge-t- ' ffenen drahtlosen Bericht ist Oberst House, derVertrauensmann Wilsons , plötzlich gestorben.
'ÄiiÄSeförderrmg der italienischen Gefangenen.

Bern , 17. Jan . Italienischen Blättern zufolge
will Italien Eisenbahnzüge über Tirol nach Deutsch¬
land schicken, um seine dort befindlichen Kriegsgefange¬
nen schneller naH der Heimat bringen Au können.

Wtenrteig 18 . Januar 191 s.
* D «e württ . Verlustliste Nr . 737 enthält u . a . fol¬

gende Namen : Otto Seidt, Baiersbrom' , in Gefgsch . Tamb.
Adolf Luz , Altensteig Stadt , l. verw . b . d . Tr . Gefr . K.
Dürrschuabel, Alteesteig Stadt , schw . vertu . Eugen Gaus,
Sulz . Nagold , l verw . Wilhelm Hahr , Wart . l . verw.
Ernst No er, Wringen, l . verw Adam Kalmbach, Sim¬
mersfeld , schw . verw. Gefr . Wilhelm Stoll , Bösingen, l.
verw . Gefr . Wilhelm Ott, Sulz , Nagold , ! . verw . Wil- f
Helm Köhrer, DornsteLten , leicht verw . Heinrich Hörrmann

Sulz , Nagold , schw . verw. Heinrich Nüfle, Althengstett,
gcf . Georg Stewpfle, Ebhausen, schw . verw. Utffz . Ehr.
Biezing , Höllerbach, l . verw . Gottlob Urigerer , Calw , gef.
Eugen Süßer , Althengstett , ins . Unglücksfall gestorben.* Die württ . Verlustliste Nr . 738 enthält u. a . fol¬
gende Namen : Vzfeldw. Offz . - Stellv . Gustav Appenzeller,
Liitzenhardt, ins . Krankh . gest . Ltn . d . R . Theodor Wid-
maicr , Schönbronn , schw . verw . Karl Schmelzte, Obertal,
I . verw . in Gefgsch . Gottlob Köhler, Dieterswciler , verm.

! Ernst Braun, Klosterreichenbach , in Gefgsch. Gefr . Johs.
! Möhrle, Enzklösterle, iSw . verw . und vermißt . Eugen
: Mögle , Calw . verm . Ulrich Hamm, Untertalheim, l . verw.

San . -Utffz. Michael Bürkle , Gündringen , bish . schw. verw. ,
: gcst . Gesr . Heinrich Frey , Scl Warzenberg , Freudenstadt,
: schwer verw . Gotthilf Schmierte, Calw, vermißt . Karl
i Dürr , Schönbronn , l . verletzt . Gefr . Gottlieb Zeitter,

Oberschwandorf, ! . verw . Wilhelm Günthner . Nonmnmiß,
i l . verletzt . Utffz . Karl Walz, Walddorf , l . verw. Utffz.
! Otto Hemmiuger, Nagold , vermißt. Sergt . Karl Bolz,
; Aichelberg , l . verw.
^ clcl . Vor der Entscheidung . Auf den heute Abend
-. ini Saat des „ Grünep Baum " hier stattfindenden Vortrag' von Parteisekretär Hop f , über das Thema „ Bor der
> Entscheidung' sei noch besonders aufmerksam gemacht . Siche' auch Inserat!
- ' Vom Württ . Landstr . Jvf . - Regt . 13 . Der der¬

zeitige Regimemsführer . Hauprwann Hauff , telegraphicrt
unterm 14 . Jan . ans Kowel, daß der Regimentsstab mit

^ dem l . Bataillon, der 1 MGK ., 1l . und 12 . Komp, sowie
i Versprengten des 11 . und Ili. ^ atasilons (insgesamt 38

Offiziere und 764 Mann) am 2 . Jan . dort etngetroffcn ist.
Ein Zug der 6 . Komv. ist noch im Bahnschutz bei Brest-
Litowsk, wird aber mit dem Regiment, wie dieses hofft,
demnächst in die Heimat weitcrbcfördert werden . Das ! l.
Bataillon und einzelne Teile des Hl . sind bekanntlich bereits
in den Weihnachtsfciertagen in Eßlingen eingetroffen und
dort aufgelöst worden.

— KebersügeKoL vor» SMaMvreH . Trotz de?
! i wiederholten Warnung durch die bayerische Fleischver¬

sorgungsstelle hält die Abstoßung von Vieh an . Die
Folge wird ein Mangel an Schlachtvieh im Frühjahr^
fein, wo wegen Mangels an Brot und Kartoffel der Be-

i darf an Schlachtvieh größer ist . Tie Fleischversorgungs¬
stelle warnt nochmals vor der Mschlachtung von Viehund droht , wenn auch diese Mahnung nichts Hilst, die
Viehpreise herabzusetzen.

— Der Erzeregerhöchftpreis für Futterrüben
wurde von der bad. Gemüseversorgung einschl. der be¬
sonderen Vergütung und des Einmietezuschlags auf 3 Mk.
für den Zentner festgesetzt.

(--) Stuttgart , 17 . Jan . (Soldaten rat . ) Ge-
^ stern mittag fand eine Versammlung der Stuttgarter
> Soldatenräte statt, in der Kamerad Bissinger
! über die Vorgänge der letzten Woche berichtete Er führte
i u . a . aus : In Spartakistenversammlungen ist hin und
l wieder erklärt worden, sie wollten diesmal ganze Arbeit
l machen und wenn man bis an die Knie im Blut waten
! müßte . In der Calwerstraße wurde ein Leutnant von
i den Spartakisten totgetreten und einem feldgrauen Stu-
! deuten, der als Sanitäter denn sterbenden Offizier Hilfe
^ leisten wollte , wurde buchstäblich ein Arm vom Leibe ge-
i rissen. Die Spartakisten haben dnrchgesctzt , daß in die
l Kommission, die darüber zu entscheiden hat, wenn die
! SicherheitskomPagnie einzugreifen hat, ihre Genossen

Schreiner nnd Unfried ausgenommen werden mußten.
! Schreiner stellte dann auch bei der Regierung den An-
^ trag , den Spartakisten 1000 Gewehre und Munition
! auszufolgen . Ist einer Entschließung billigen die Sol-

datcnräte das Vorgehen gegen die Spartakisten und
versprachen ihre Beihilfe zur Sicherung der Ordnungin den Wahlen zur Nationalversammlung. — Die Lan¬
desversammlung der württ. Soldatenräte findet am 21.
Januar im Sieglehäus hier statt.

(-) Höilbrorrn , 17 . Jan . (Berufung .) Semi¬
naroberlehrer Gaßmann hier ist dem Vernehmen nachals Hilfsarbeiter in den Evang . Oberschulrat , berufen
worden.

(--) Munzingen , 17 . Jan . (Selbstmord .) G.
Thoma, Inhaber des Hardthotels , hat sich erschaffen.

WahlvVrschläge für Äi - Wahl zur verf «ssung-
, gebender : dsuLschen NKiioAü!versaMM !uug

für die am Sonntag , den 19. Jan . ! 9l 9 , stattfindende Wahl
f Wahlvorschlag von der Unabhängigen Sozialdemokratischen

Partei Württembergs.
1 . Zeikin , Klira , Schriftstellerin, Sillenbuch.
2. Schwan , Wilhelm, Buchdrucker, Heilbronn.
3. Crispien, Artur , seither Mitglied d. prov. Regierung in Stuttgart.4. Ziegler, Anna Hausfrau , Heilbronn.
5. Hoschla, Ferdinand, Verbandsdeamter, Cannstatt.
6 . Wörner , Robert, Uebersetzer, Stuttgart.
7 . Döhring , Sophie , Textilarbeiterin, Stuttgart.
8 . Reinhardt , Ludwig . Mechaniker , Laegenargen a , B.
9. Knecht, Gottlob , Krankenkassenassiitent , Göppingen.

10 . Bihlmaier, Karl , Gewerkschaftsbeawter , Gmünd.
II . Schüler, Emil, Klaviatvrmachcr, Zuffenhausen.
IS. Ricker , Karl , Fräser , Hohenstaufen.
13. Mayer , Josef, Schreine, , Ulm.
14. Hetndel , Emil , Werkzeugschleifer. Eßlingen.
15 . Melcher , Erich , Werkzeu macher , Sindelfingen.IS . Staiger , Gottlieb, Dreher, Schwenningen.
17. Silberhorn , Karl, Goldarbeiter, Eßlingen.

II . Wahlvorschlag von dir deutschen Friedenspartei.
1. / knapp , Paul , Pfarrer in Atzenweiler, OA . Ravensburg.

III . Wahlvorschlag von der benschen demokratischen Partei.
I . Payer , Friedrich , Geheimer Rat , Stuttgart.
3. Haußmann, Conrad, Staatssekretär a. D . , Rechtsanwalt, Stuttgart.
3. Wieland, Philipp , Dr. in». Fabrikant und Gemeinde , at , Ulm.
4. Hermann, Karl, Handwerkskammersekretär , Vorsitzender des Mittel-

standskartells, Reutlingen.

5. Planck, Mathilde , Schriftstellerin in Korntal.
s . Heuß, Theodor, Tr . , Schriftsteller, Heilbronn-Friedenau.
7 . Herrmonn , Hugo, Landwirt und Brauereibesitzei , Blaufelden OA.

Gerabronn.
8. Gauß , Hein- ich . Ob^rbürgeimeister a. D . , Stuttgart.
S. Lorenz , Julius Flaschner -Ehrenote! rreister, Stuttgart.

IS. Munk , Clara, ? rztsrau, Göppingen.
11 . Gunßer, Hermann, Gastwirt und Gemeinderat, Göppingen.
13. Sauer , Adolf , Richtsanwalt in Hechingen (Hohenzollern ).
13 . Vanrholt , Fritz , Arbttteistkreiär, Ulm.
14 . Gaßmann Ernst, E -senbohnsekietär . Stuitgart -Korntal.
15. Schieber, M -niho , Houpileh erin , Stuttgart.
16. Bub . ck, Christoph , Hauptbhier , Wppingcn , OA . Vlaubeuren.
17. Fischer, Johannes , Parteisekretär, Stuttgart.

I V . Wahlvorschlag von der Württembcrgischen und
Hohenzolleinschen Zenttmnspartei.

1. Gröber, Adolf , Staatssekretär a. D>, Heilbronn a. N.
3. Eizberger, Matth as , Staatssekretär , Berlin -Charlottenburg.
3. And . e, Joseph, Ärbeitettekretär, Stuttgart.
4. Bolz, Eugen, Amtsrichter, Rottenburg a. N.
5. Eger , Hermann , Landwirt, Weildorf bei Haigerloch (Hohenzollern ).
6. Roth , Franz , Gutsbesitzer und Landwirt, Oberteuringen, OA.

Teltnang.
7. Mayer , Albert, Konditor» effter, Spaichingen.
8 . Frau Schultheiß, Agnes, Pofibetriebsinsp-ktorsgatlin, Ulm a. D.
9. Mayer , Rodert , Landwirt und Gutsbesitzer , Pommertsweiler,

OA Aalen.
10. Wcißler, Ernest, Buchbindermeister , Schw-Emünd.
1 >. Hanser, Gustav, Schrfll . iter , Sruttgart.
13. Frau Schweizer, Klara , Fadrikantengattin, Schramberg.
13. Kutter, Joseph, Güterschaffner , Stuttgart -Gablenberg.
14. Bader, » nton , Kupfersarmledmeister , Rottenburg o. N.
r5 . Stütz , Wilhelm, Fabrikarbeiter, Flaschner , Göppingen.
16 . Ott , Fidelis, Echuhmachermeister , Sigmaringen
Ir . Engelhardt, Ferdmand, Weingartner ui d Landwirt, Markelsheim,

OA. dviergentheim.
V . Wahlvvifchlog von der Sozialdemokratischen Partei

Württembergs und Hohenzollerns.
1. Keil , Wilhelm , Redakteur und seitheriger Reichstagsabgeordneter,

Ludwlgsburg.
3. Hitdentrand , Karl , Geschäftsführer der Volks fürs, und seith. Reichs¬

tagsabgeordneter, Hamburg.
3. Salm , Albert, Mechaniker , Wanaen - Stuitgart.
4 . Schlicke, Al-xaninr , 1 . Vors . d . Dcuischen Metallarbeiterperbands,

Srutttart.
5. Kenngort, Gottlieb, Arbeitcrse ' retär und Gemlinderat, Eßlingen.
6 . Sleinmayer , Otto , Gewerkschaftsvneestellter , Stuttgart.
7 . Blos , > nna , Schriftstellerin, Degerloch -Stuttgart,
s . Feuerstein, Ernst , Setretär der Württ . Konsumvereine , Stuttgart.
S. Denker , Mox, G , schästsiührer , Ulm a. D.

10. Wattutüt , Hermann, Arbeitersekretär , Str -ttgart.
11. Sperka , Karl, Handschuhsabiikant , Stuttgart.
13. Ruggader, Karl , Schlosser , Ulm a. D.
13. Eiebig , Hermann , Lok-wotirführer , Sigmaringendorf.
14. Bauer , Albert, Porzellonwaler, Schramberg, OA. Oberndorf.
15 . Krüger, crl , Krantenkrssencngesttllter, Hall.
16. Wasner , Otto , Pc-rteisekretär , Stuttgart.
17 . Frey , Karl , Bochbmdermeister , Slultgart.
VI . , Wahlvcrschlag von der Würlt . Bürgervartei und des

Württ . Lauer: - und Wcingärtnerbunds.
, 1 . Kraut , Heinrich , Rechttanwalt, Stuttgart.

3. Vogt, Wilhelm, Oekcnomrerot, Landwirt, Gochsen.
3. Weitbrecht , Wilhelm , Diplomingenieur, Professor, Stuttgart.4. Vogt, Frildrich, Landwirt und Schultheiß, Büttelbronn.

5. Frau Michei -Lörcher, Johanna , Eßlingen.
6 . Lempprnau, Georg, Kanzleirat, Stuttgart.
7. Albricht, Heirerich, Weingärtner, Heilbronn.
8 . Ströhmfeld , Gustav, Rcchnungsrat, Stuttgart.
9. Schiele , Robert, Braueretbesttzer und Gutkpächter, Wurzach.

10. Siller , Friedrich , Schreinermeister, Lndwigsburg.
11. Dietlen, Karl, Domäncpächter, Bauhof Sigwaringen.
18. Schmidt, Friedrich , Staatsanwalt , Berlin , z. Zt. Stuttgart.
13. Beißwänger, Wilhelm, Guts - und Mühlenbesitzer , Leinzell, OA.

Gmünd
14 . Knapp, Jakob . Kultuimeistcr, Reutlingen.
15. Baumgartner , Gottlob , Fabrikant und Landwirt, Stuttgart.
16 . Schund, Jakob Landwirt alt Hirschwirt , Urspriug.
17 . Scheurlcn, Ernst , Tr ., Lbermedizin«lrat , Stuttgart.

LGLs Nachrichten.
WTB . Hornburg , 18 . Jan . In einer Abencversamm-

lung der Kommunisten in der großen Halle der Börse teilte
ein Redner mit: Tie Neuneikommission des ArbeiterratZ
beschloß , für Hamburg , Mora und Umgegend für heute
Sonnabend den allgemeinen Ausstand u . einegroße Kund¬
gebung aus Sympathiefür Liebknecht und Rosa Lu¬
xemburg.

London, 18 . Jan . Die Blätter melden aus Paris,
wie verlaute , habe die Konferenz in Venedig beschlossen, daß
die östtrrcicksische Flotte nach Korfu fahren und dort an
den französischen Admiral Gauschet ausgeliefert werden soll,
in ähnlicher Weise wie das mit der deutschen Flotte an
Beatty geschah.

Berlin , 18 . Jan . Der gestrige Abend ist bis Mitter¬
nacht im Zcitungsviertel ruhig verlaufe» .

* Berlin , 18. Jan . Wie dem Berliner Lokalanzeiger
aus Basel berichtet wird , beschloß die britische Regierung,
dem Marin zufolge, während ungefähr 6 Monaten eine
Besatzuugsarmee arrrRhein zurückznlaffen, die mit den
übrigen Alliierten Zusammenwirken werde. Die Armee soll
nicht groß sein , jedoch aus ausgewählttn Mannschaften be¬
stehen , die erhöhten Sold erhalten.

WTB . Berlin , 18 . Jan . In der vergangenen Nacht
versuchtenvier Spartakusführer , die während der Span¬
dauer Spartakistenuunriebe dort verhaftet worden waren,
im Tegeler Fort einen Fluchtversuch. Das Begleitkommando
schoß, als die Flüchtlinge auf Anruf nicht stehen blieben,
auf sie undtötete die vier Fliehenden.

* Berlin , 18 . Jan . Wie der Berl. Lokalanzeiger er¬
fährt, hat sich die Negierung nunmehr endgültig entschlos¬
sen, die Nationalversammlung nicht in Berlin zusam¬
mentreten zu lassen.

Druck ond Berlsg der W. RiekLschen BuchdruckereiLltrEri,
Für die Schristleitung verantwortlich: Ludwig L a uk.

Wz« eine Leilage Ser Mm . Lürgerpariei.
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Wahl
der Deutschen demokratischen Partei

Wähler und Wählerinnen!

Die Entscheidungsstunde naht!
Die erste Wahlschlacht ist geschlagen, die zweite folgt am

ZM " Sonntag , den 19. Januar.
Die wichtigste Entscheidung steht bevor . Es gilt jetzt für das ganze deutsche Reich eineRegierung zu wählen»

die dem Volk Frieden , Ordnung , Lebensmittel nnd Arbeit geben svll.
Die Deutsche demokratische Partei ruft alle staatserhaltenden Männer und Frauen zur Beteiligung an der

Wahl zur deutschen Nutional -Versammlung und zur Abgabe des Deutschen demokratischen Wahlzettels auf.
Sie Wahlen znr deutschen MiMl-BersMmlmW find von ungeheurer Wichtigkeit.

denn von ihnen hängt es ab , ob Deutschland , das infolge der verruchten Herrschaft der unabhängigen Sozialisten im
Staube liegt , wieder ein geordnetes Staatswesen aufbauen kann.

Unsere Feinde warten das Ergebnis der Wahl mit scharfem Blick ab und treffen darnach ihre Maßnahmen.
Sie erklären immer und immer wieder : Ohne Beseitigung der radikalen Sozialdemokratie gibt es

keinsn Frieden und Lein Brot.
Wir brauchen aber Frieden » weil wir in allererster Linie Nahrungsmittel nötig haben » denn sonst

droht unserem ganzen deutschen Volke der Hungertod.
Wir brauchen den Frieden , damit wir unsereGrenzen beschützenund nicht ein Stück deutschen Landes

um das andere verlieren sollen.
Wir brauchen den Frieden , damit wir vom AuslandeRohstoffe erhalten und unsere Millionen von

Arbeitern , Handwerkern und Gewerbetreibenden lohnend beschäftigen können.
Schon während des Kriegs ist die Deutsche demokratische Partei immer und immer wiederbestrebt gewe¬

sen , einenehrenhasten Frieden abzufchlietzen und dem Volk dieSegnungen des Friedens zuteil werden zu lassen.
Sie istunermüdlich tätig gewesen » um den schauderhaften Greueln des Kriegs ein Ende zu machen.

Ihre « Bemühungen ist es hauptsächlich zuzuschreiben » daß derWaffenstillstand abgeschlossen wurde uad
unsere Soldaten in die Heimat zurückkehren durste».

Die Deutsche demokratische Partei hat bei den Landtagswahlen unter den bürgerliche» Parteien die erste
Stelle eingenommen und die meisten Vertreter erhalten.

Dieses glänzende Ergebnis beweist, daß das Volk die Ziels unserer Partei für richtig anerkannt hat und
daß es ihr den Wiederaufbau unseres Vaterlandes auf freiheitlicher Grundlage ermöglichen will.

Soll Deutschland wieder groß und mächtig werden , so kann dies nur von einer Partei erreicht werden , die im'
Volke selbst wurzelt und lebt und ihre Kräfte aus dem Volke erhält.

Diese Partei ist allein die Deutsche demokratische Partei.
Sie bekämpft die Sozialdemokratie aller Richtungen, denn diese hat zum Ziel dieVerstaatlichung aller

Produktionsmittel , also der Werkzeuge und Maschinen des Handwerkers und des gewerblichen Mittelstandes und
des Grund und Bodens des kleinen Bauern. Sie bekämpft die Sozialdemokratie , weil diese die Trennung der
Kirche, Staat und Schule in Kirchen- u . religionsseindlichem Sinne durchsetzen will.

Sie bekämpft aber auch die Bürgerpartei und die verschiedenen Bauernbünde » weil dieseKlaffengegensätze
und nichtKlaffenverföhnung schassen , den Militarismus verteidigen u . für möglichste Schonung des Kapitalismus eintreten.

Was fordert aber die Deutsche demokratische Partei?
1) Scharfe Erfassung des Kapitals zum Wiederaufbau unseres writschastlichen Lebens.
2) Freiheitlichen Ausbau des Staates auf den Schultern des ganzen Volkes.
3) Trennung der Kirche vom Staat unter Herausgabe des Kirchenguts oder Gewährung einer angemessenenRente.
4) Konfessionellen Religionsunterricht in der Schule und volle Glaubensfreiheit.
5) Beibehaltung des Privateigentums und Unantastbarkeit der Kriegsanleihen , der deutschen Staats¬

und Wertpapiere und der Sparkasseneinlagen.
6) Unbedingte Erhaltung eines freien Bauern - und Handwerkerstandes und Sicherstellung der Rechte der

Beamten , Unterbeamten und staatlichen Arbeiter.
7) Ausgiebige Arbeitsgelegenheit und anständiges Auskommen für jeden Arbeiter.

Die Wahlen zum Landtag haben leider gezagt , daß sehrviele Soldaten und Kriegsteilnehmer ans Aerger über schimpfliche
Behandlung und sehr viele Bauern aus Mißmut über außerordentliche Bevormundung nnd drückende Borschriften
ihre Stimmen für die Sozialdemokratie abgegeben und dieser Umsturzpartei eine große Zahl von Abgeordneten zugefühit hat.

DieMißstimmung vieler Wähler ist zu verstehen, aber diesedarf nicht dazu führe«, einer Partei die Stimme zu geben,
die dieHauptgegner eines freien Bauern - und Handwerkerstandes ist. Die Folgen dieser momentanen Verärgerung und die
Zuneigung .zur Sozialdemokratie werden, sich beiden Schutzgesetzen für die Landwirtschaftu . den Mittelstand in schwerster Weise geltend machen.

Jeder Bauer und Handwerker, der seine Stimme für die Sozialdemokratie abgibt, betrügt sich selbst um seinen Fleiß
«ud schädigt seine eigenen Kinder und bringt sie für die Zukunft in größte Gefahr.

Wer seinVolk und seineFamilie lieb hat, der wähle die Kandidaten der Deutschen demokratische « Partei.
Je stärker diese Partei ist, destosichererwird sich einearbeitsfähige Mehrheit ergeben, die Deutschland wieder in den Sattel hebt.
Alle Stände unseres Volkes sollen wieder ein Heim finden , das jedem deutschen Bürger eine traute Wohnstätte für seine Familie bieten soll.
Wenn auchschwere Zeiten kommen werden , so wollen wir treu zusammenstehe» für das Reich, für die Heimat, für

deutsches Wesen , für unser Volk nnd für uasere höchsten , heiligsten Güter.
Darum auf zur Wahl und gebt Eure Stimmen ab für die

Deutsche demokratische Partei.
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